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Herr Ghadban, Sie sind einer der weni-
gen Fachleute in Deutschland, die sich
schon seit Jahrzehnten mit den kriminel-
len Machenschaften sogenannter kur-
disch-libanesischer Clans und deren Par-
allelgesellschaft befassen. Im Herbst er-
scheint Ihr Buch „Arabische Clans. Die
unterschätzte Form der organisierten Kri-
minalität“. Wann wurden Sie das erste
Mal auf diese Gruppe aufmerksam?

Ich stamme selbst aus dem Libanon.
Anfang der siebziger Jahre bekam ich ein
Promotionsstipendium des Deutschen
Akademischen Austauschdienstes. Wie
für viele meiner Landsleute im Ausland
war auch für mich der Ausbruch des Bür-
gerkriegs im Libanon im April 1975 ein
tiefer Einschnitt. Ich sagte mir: Jetzt
musst du helfen. Aus dem Ehrenamt wur-
de schnell mein Beruf: Zwischen 1977
und 1992 war ich als Sozialarbeiter an
Schulen und Kindergärten tätig, zehn Jah-
re lang war ich Leiter der Beratungsstelle
für Araber beim Diakonischen Werk. Seit
26 Jahren bin ich Lehrbeauftragter, betrei-
be Migrationsforschung mit dem Schwer-
punkt Islam und befasse mich dabei auch
immer wieder mit den sogenannten Mhal-
lamiye-Kurden. Auf die Gruppe wurde
ich 1976 aufmerksam, als man mich in
ein Obdachlosenheim rief, wo neue
Flüchtlinge angekommen waren. Es stell-
te sich heraus: Die Leute kamen zwar aus
dem Libanon, waren aber gar keine Liba-
nesen. Sie nannten sich selbst Mhalla-
miye. Sie waren einst als Armutseinwan-
derer aus der Südosttürkei in den Liba-
non gekommen, wurden als Kurden be-
zeichnet, sprachen aber nicht Kurdisch,
sondern den arabischen Mhallamiye-Dia-
lekt, daher ihr Name. Im Libanon blieben
sie gesellschaftlich ausgegrenzt, lebten in
Gettos. Deshalb verfestigten sich ihre ar-
chaischen Stammesstrukturen noch.

Diese Clan-Strukturen sollten sich auch
in Deutschland bald als Problem erwei-
sen. Wann fielen die Mhallamiye erst-
mals in Berlin auf?

Zunächst waren sie Deutschland sehr
dankbar. Alle arabischen Länder hatten
die Grenzen geschlossen, Deutschland
aber war bereit, sie aufzunehmen. Im Li-
banon waren sie die Ärmsten der Armen,
weshalb der gekürzte Sozialhilfesatz in
Deutschland für sie einen sozialen Auf-
stieg ermöglichte und also einen starken
Pull-Faktor darstellte, wie man in der Mi-
grationsforschung sagt. In dieser Phase
der Dankbarkeit gab es eine gute Chance,
die ja noch recht überschaubare Zahl der
Großfamilienmitglieder in die deutsche
Gesellschaft zu integrieren. Aber sie wur-
de vertan, indem der Staat auf Restriktio-
nen wie Arbeitsverbote setzte, obwohl

klar war, dass die Leute bleiben würden.
So wurden die Mhallamiye wieder an den
Rand gedrängt. Sie richteten sich aber
nicht einfach in ihrer Opferrolle ein, son-
dern transformierten ihre Strukturen in
ein kriminelles Wirtschaftssystem. Es be-
gann in den 1980er Jahren mit Raubzü-
gen durch Supermärkte. Die Entwicklung
verstärkte sich rasch selbst, in den
1990ern gab es zwischen einigen Clans ei-
nen Kriminalisierungs-Wettbewerb: Wer
ist erfolgreicher beim Zusammenraffen,
wer hat die meisten Razzien. Über die Jah-
re haben sie das dann immer weiter pro-
fessionalisiert: Mit Raub, Drogenhandel
und Prostitution verdienen die Clans heu-
te Millionen. Inzwischen sind nicht nur in
Berlin, sondern auch in Bremen oder im
Ruhrgebiet mehrere Generationen von
Kriminellen entstanden mit einer neuen
kriminellen Tradition, zu der zunehmend
auch Geldwäsche zählt. Gleichzeitig neh-
men sie den Sozialstaat gezielt aus: 90 Pro-
zent der Clan-Mitglieder in Berlin sind ar-
beitslos gemeldet, Hartz IV betrachten sie
als ihr „Grundgehalt“. Sie lassen sich also
von der Gesellschaft aushalten, die sie
zur selben Zeit ausbeuten. Ihre Verach-
tung für die scheinbar schwache Gesell-
schaft, die sich das alles bieten lässt, ver-
stärkt das noch. Ohnehin betrachten sie
alles außerhalb ihres Clans als feindlich.
Sie hassen ihre Opfer und verachten mitt-
lerweile auch alles Deutsche.

Ist das nicht arg zugespitzt?

Keinesfalls! Die Clans fühlen sich mitt-
lerweile allmächtig. Das zeigen spektaku-
läre Taten wie die Plünderung der Juwe-
lier-Abteilung im KaDeWe oder der Ein-
bruch ins Bode-Museum, wo Clan-Mit-
glieder vor einem Jahr eine hundert Kilo-
gramm schwere Goldmünze stahlen. Das
Signal ist eindeutig: Wir können euch be-
rauben, während ihr tatenlos zuseht. Die
Clans haben längst alle Grenzen über-
schritten. Nun gehen sie zum offenen An-
griff auf unsere Rechtsordnung über. Ein
Beispiel ist die versuchte Gefangenenbe-
freiung eines wegen Raubes vorläufig fest-
genommenen Verwandten in Hameln.
Sechs Clan-Mitglieder, die Polizisten kran-
kenhausreif prügelten, wurden im vergan-
genen Jahr verurteilt – aber nur zu lächer-
lichen Bewährungsstrafen. Das völlig
falsch verstandene Toleranz-Verständnis,
diese panische Angst vor Stigmatisierung
hat leider auch die Justiz erfasst. Aber ist
das ein Wunder? Hier in der Berliner
Stadtpolitik diskutieren immer noch man-
che, ob nicht schon der Begriff Clan dis-
kriminierend sei. Ein Lagebild hat die Po-
lizei anders als in Bremen immer noch
nicht. Das heißt: Sie weiß gar nicht, gegen
wen sie ermitteln soll. Und in NRW sieht
es bisher nicht besser aus.

Wie erklären Sie sich das?

Der Multikulturalismus hat mittlerwei-
le auch in den staatlichen Strukturen tiefe
Spuren hinterlassen. Bei Vorträgen und
Diskussions- und Fortbildungsveranstal-
tungen merke ich selbst bei Richtern und
Polizisten, wie groß und verbreitet die Be-
griffsverwirrung ist. Alle wollen irgend-
wie multikulti sein, weil sie glauben, dass
der Begriff ein Synonym für demokrati-
schen Pluralismus sei. Beim demokrati-
schen Pluralismus geht es um Vielfalt auf
einer gemeinsamen Basis namens Grund-
gesetz. Die nicht verhandelbaren Kern-
werte lauten: Meinungs- und Religions-
freiheit, Rechtsstaatlichkeit und Gleichbe-
rechtigung von Mann und Frau. Der Multi-
kulturalismus dagegen ist eine Ideologie,
die alle Kulturen und Haltungen als per se
gleichwertig erklärt, auch wenn sie kom-
plett intolerant sind.

Und aus vermeintlichem Respekt muss
dann auch den Clans gegenüber das kon-
sequente Beharren auf Recht und Gesetz
unterbleiben?

Ja, genau das ist leider die gnadenlose
Praxis. Tausende Menschen haben im Lau-
fe der vergangenen 30 Jahre physisch und
materiell unter der Clan-Kriminalität gelit-
ten, und der Staat hat die Opfer nicht
ernst genommen, sondern ein gravieren-
des soziales Problem durch Vernachlässi-
gung und Wegschauen wachsen lassen.
Opfer gibt es auch innerhalb der Clans.
Nach meiner Einschätzung sind viele Mit-
glieder gar nicht glücklich. Sie fühlen sich
in ihren Strukturen gefangen, würden lie-

ber ein ganz gewöhnliches Leben führen,
sich eben individualisieren. Sie sehen ja,
welche Chancen die offene Gesellschaft
ihnen eigentlich bietet. Doch die „Ehre“
der Familie, die angeblich über allem zu
stehen hat, verhindert den Ausstieg. Ob-
wohl Leute wie die Berliner Richterin Kirs-
ten Heisig schon vor Jahren Aussteigerpro-
gramme für Clan-Mitglieder forderten,
gibt es solche Angebote bis heute nicht.
Besonders wichtig wäre das für Frauen.
Sie sind das Opfer Nummer eins der
Clans. Immer mal wieder versuchen junge
Frauen auszubrechen, werden aber regel-
mäßig mit Gewalt von ihren Brüdern, Vä-
tern und Ehemännern zurückgezwungen.
Die unfreie Frau ist ein Kernelement der
Machtstruktur der Clans. Um das Gefüge
zu festigen, werden Mädchen früh vorzugs-
weise mit Cousins zwangsverheiratet und
haben dann möglichst viele Kinder zu be-
kommen. Familien mit neun, zehn Kin-
dern sind die Regel.

Welche Auswirkungen hat der Kinder-
reichtum?

Die Clans nutzen ihre dynamische de-
mographische Entwicklung offen als
Drohkulisse. Aktenkundig ist ein Fall aus
dem Sommer 2015, als eine Clan-Delega-
tion bei einem Gespräch mit der Polizei
in Gelsenkirchen unverhohlen darlegte,
die Polizei werde einen „Krieg mit den Li-
banesen nicht gewinnen, weil wir zu viele
sind“. Die waren sogar so frech, darauf
hinzuweisen, dass NRW ja gar nicht ge-
nug Geld habe, um wie in Duisburg-
Marxloh eine Polizei-Hundertschaft ge-

gen Clan-Machenschaften einzusetzen.
Die Polizei hat zum Glück sehr deutliche
Worte gefunden und der Delegation ange-
kündigt, dass sie die Geschäfte der Clans,
„wie immer sie auch aussehen“, stören
werde. Ein sehr wichtiges Zeichen, genau-
so wie die Razzien, die in jüngster Zeit in
Berlin verstärkt stattfinden.

Was muss der Staat tun, um sich wieder
Respekt zu verschaffen?

Es beginnt mit einer Neujustierung der
Grundhaltung. Der Multikulturalismus
darf beim staatlichen Handeln keine Rol-
le mehr spielen. Im Zentrum muss der
Schutz des Bürgers und die Verteidigung
des Rechtsstaats und der offenen Gesell-
schaft stehen. Ist das geklärt, erkennt
man den Rest eigentlich von selbst. Das
heißt aber nicht, dass nicht noch sehr viel
geschehen muss. Das Problem ist mittler-
weile sehr groß, und es wird Jahre dau-
ern, es einigermaßen in den Griff zu be-
kommen. Wenigstens die vielen nicht be-
setzten Stellen bei Justiz und Polizei müs-
sen in einem ersten Schritt besetzt wer-
den. Die Polizisten müssen stark und gut
ausgebildet sein, damit sie sich auf der
Straße durchsetzen können, denn eine
der effektivsten Methoden der Clans ist
die Rudelbildung. Wie in Hameln können
die Großfamilien binnen weniger Minu-
ten ihre Sippe mobilisieren. Jede Behinde-
rung der Polizeiarbeit muss hart geahndet
werden. Wenn nötig, muss die Staats-
macht sich auch mit Gewalt Respekt ver-
schaffen.

In Ihren Vorträgen, ob bei Richtern oder
bei Tagungen mit Polizisten aus Bund
und Ländern, fordern Sie immer wieder,
der Rechtsstaat müsse die Clan-Struktu-
ren zerschlagen. Was meinen Sie damit?

In der archaischen Gesellschaft, aus der
die Mhallamiye stammen, war der Clan
ein Schutzsystem gegen Willkür. In einem
Rechtsstaat wie Deutschland gibt es keine
Existenzberechtigung für ein Clan-Sys-
tem. Es sei denn, es geht um ganz anderes
– wie eben bei den kriminellen Clans. Sie
haben die importierten Strukturen zielstre-
big Richtung organisierte Kriminalität ent-
wickelt. Die Strukturen werden nun durch
die schier unbegrenzten Gewinnaussich-
ten verfestigt. Und weil die Schwächung
der Familiensolidarität das Geschäft ge-
fährdet, muss der Zusammenhalt um je-
den Preis gestärkt werden. Daraus folgt:
Nur wenn die Clan-Strukturen zerschla-
gen werden, gibt es eine Chance, des Pro-
blems Herr zu werden. Trocknet man das
kriminelle Geschäftsmodell aus, zerfallen
die Clans. Das ist die Voraussetzung, um
überhaupt mit der Integration beginnen
zu können. Denn Integration erfolgt im-

mer individuell. Auch hier sieht man wie-
der, wie unsäglich sich die multikulturalis-
tische Ideologie ausgewirkt hat: Man un-
terstützte kollektive kulturelle Identitä-
ten, weil man befürchtete, kulturelle Grup-
pen zu stigmatisieren.

Was ist Ihre Prognose für den Fall, dass
der Rechtsstaat das Clan-Problem nicht
in den Griff bekommt?

Schon heute gibt es eine gefährliche In-
ternationalisierung der Clan-Kriminali-
tät. Mit dem deutschen Pass, den die meis-
ten Clan-Mitglieder mittlerweile besit-
zen, haben sie eine große Freizügigkeit er-
langt. Auf europäischer Ebene sind die
kriminellen Clans mit Familienmitglie-
dern bestens vernetzt. Auch in ihre Ur-
sprungsdörfer in der Türkei dürfen sie rei-
sen. Es würde mich nicht wundern, wenn
die Mhallamiye die günstige Lage für ihre
Drogengeschäfte in Deutschland nutzen
würden. Zudem sehe ich ein anderes gra-
vierendes Problem. Bei den allermeisten
der 1,5 Millionen Migranten, die seit Be-
ginn der Flüchtlingskrise nach Deutsch-
land gekommen sind, handelt es sich um
Muslime aus Scharia-Staaten, aus autori-
tären und patriarchalen Gesellschaften.
Man kann nicht erwarten, dass sich diese
Leute im Rahmen einer Multikulti-Will-
kommenskultur durch Umarmung und
Küsschen integrieren. Ganz im Gegen-
teil. Ich sehe erste Anzeichen dafür, dass
manche der Neuankömmlinge die starken
kriminellen Clan-Strukturen als verlo-
ckendes gesellschaftliches Modell wahr-
nehmen, um ihre Träume vom materiel-
len Reichtum schnell verwirklichen zu
können. Deshalb müssen die Strukturen
nun umso schneller zerschlagen werden.
Ansonsten sehe ich die Gefahr, dass kri-
minelle Parallelgesellschaften regelrecht
aufgeblasen werden. Es kam schon vor,
dass Clan-Bosse mit ihren Luxuskarossen
vor Flüchtlingsunterkünften aufkreuzten,
um junge Leute für Drecksarbeiten wie
Drogenkurierdienste zu rekrutieren.

Was kann man gegen die Integration in
kriminelle Parallelgesellschaften tun?

Integration ist immer ein Langstrecken-
lauf. Ihr Gelingen hängt immer auch da-
von ab, dass man den Zustrom regeln und
drosseln und sich auf die schon Anwesen-
den konzentrieren kann. Ich glaube, dass
die faktische Obergrenze von 220000
Neuankömmlingen, auf die sich die große
Koalition mühsam geeinigt hat, noch viel
zu hoch angesetzt ist. Ich warne zudem
vor einer Ausweitung des Familiennach-
zugs für Flüchtlinge mit subsidiärem
Schutz. Sie würde die Bildung neuer
Strukturen befördern, die die Integration
erschweren, statt sie zu erleichtern.
Die Fragen stellte Reiner Burger.

Im Gespräch: Ralph Ghadban, Politologe und Islamwissenschaftler, über die Gefahr durch arabische Clan-Kriminalität und die Frage, was der Staat tun könnte
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Ralph Ghadban wurde 1949 im Li-
banon geboren. Nach seinem Philo-
sophiestudium in Beirut kam er
Anfang der 1970er Jahre mit ei-
nem Promotionsstipendium nach
Deutschland. Als 1975 der Bürger-
krieg im Libanon ausbrach, küm-
merte sich Ghadban in Berlin um
libanesische Flüchtlinge, zuletzt
war er Leiter der Beratungsstelle
für Araber beim Diakonischen
Werk. Ghadban ist Mitglied des
„Muslimischen Forums Deutsch-
land“, das sich auf Initiative der
Konrad-Adenauer-Stiftung gründe-
te. Das Forum hat das Ziel, den
„humanistisch orientierten Musli-
men eine Stimme zu verleihen“
und an der Verteidigung der Men-
schenrechte mitzuwirken. (reb.)

NÜRNBERG, 6. April. Das Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge (Bamf), das
seinen Sitz in Nürnberg hat, also zwischen
Berlin und Horst Seehofers Heimat Ingol-
stadt, war die erste der 19 nachgeordneten
Behörden des Bundesinnenministeriums,
die der neue Chef besuchte. Seehofer lobte
die Fortschritte in der Behörde – Altfälle
abgearbeitet, durchschnittliche Verfahrens-
dauer auf drei Monate reduziert –, mahnte
aber auch weiter Verbesserungen an. Die-
sem Zweck sollen unter anderem die An-
kerzentren dienen, in denen künftig die
Aufnahme der Flüchtlinge, die Entschei-
dung über ihren Status und gegebenenfalls
die Rückführung gebündelt werden sollen.
Im September und Oktober sollen nach
Angaben Seehofers bis zu fünf Pilotzen-
tren vor allem in den großen Bundeslän-
dern in Betrieb gehen. Das soll zunächst
ohne gesetzliche Änderungen geschehen;
ob Anpassungen, womöglich sogar grund-
gesetzlicher Art, nötig seien, um etwa den
Bund stärker an Abschiebungen zu beteili-
gen, werde die Praxis zeigen. Seehofer sag-
te, für die Aufgaben, die die Politik dem
Bamf übertragen habe, werde „deutlich
mehr Personal“ als bisher gebraucht. Die
Zahl der Rückführungen müsse „deutlich“
erhöht werden, um die Akzeptanz der Poli-
tik in der Bevölkerung nicht aufs Spiel zu
setzen. Er kündigte außerdem an, „spätes-
tens bis zur Sommerpause“ werde er einen
„Masterplan für Migration“ ins Kabinett
einbringen. Schon in den kommenden Ta-
gen werde er zusammen mit Gerd Müller,
dem Entwicklungsminister von der CSU,
eine Antwort auf die Frage vorantreiben,
was man mit den Ländern mache, aus de-

nen die Flüchtlinge kommen. In der Be-
kämpfung der Fluchtursachen sehe er
nicht nur die „erste und wichtigste“, son-
dern auch „die christlichste und humans-
te“ Antwort auf die Flüchtlingskrise.

Richtig in Fahrt kam Seehofer, als er auf
Kritik des Koalitionspartners SPD an ei-
nem Gesetzentwurf aus seinem Haus zum
Thema Familiennachzug angesprochen
wurde. Er halte sich „in allen Schritten

strikt an den Koalitionsvertrag“. Im Übri-
gen finde er es „ziemlich ungewöhnlich“,
dass ein Gesetzentwurf in einem so frü-
hen Stadium vom Koalitionspartner „öf-
fentlich begleitet“ werde. Zu der von ihm
neu befeuerten Debatte über den Islam in
Deutschland sagte er, alle redeten immer
davon, dass wieder über verschiedene Al-
ternativen diskutiert werden müsse –
„aber wehe, es findet statt“, dann komme

es zum „Versuch der Hinrichtung gegen-
über dem, der eine solche Diskussion
führt“. Vor diesem Hintergrund zeigte See-
hofer auch Nachsicht für seinen Kabinetts-
kollegen Jens Spahn von der CDU, der
sich zuletzt in die Debatte um Recht und
Ordnung in Deutschland eingeschaltet hat-
te. Er selbst, so Seehofer, habe sich einst
als Bundeslandwirtschaftsminister auch
nie allein an sein Ressort gehalten.

„Wir müssen die Clan-Strukturen jetzt schnell zerschlagen“

pca. BERLIN, 6. April. Anhänger eines
konservativen Richtungsvereins inner-
halb der Union wollen an diesem Sams-
tag in Schwetzingen einen Aufruf be-
schließen. Mitglieder des Vereins „Wer-
teUnion“ fordern unter anderem die
CDU-Vorsitzende Angela Merkel auf,
bei der nächsten Vorstandswahl im
Herbst nicht wieder zu kandidieren. Im
Textentwurf für ein „Konservatives Ma-
nifest“ heißt es, die „WerteUnion“ trete
für inhaltliche und personelle Erneue-
rung ein. Die Union solle sich auf
Grundwerte besinnen und „auf dem
Christentum fußende Überzeugungen
im politischen Alltag umsetzen“. Kritik
an den geltenden Regeln zum Schwan-
gerschaftsabbruch gehören ebenso dazu
wie ein traditionelles Familienbild („Va-
ter, Mutter, Kind“) und ein „gesunder
weltoffener Patriotismus“. Der Verein
kritisiert die bisherige Europa-Politik
und fordert Staaten, die nicht die wirt-
schaftlichen Kriterien einhalten kön-
nen, dazu auf, die EU zu verlassen. Die
Energiewende müsse beendet werden,
Frauenquoten werden abgelehnt.

Der „WerteUnion“ gehören sowohl
Parteimitglieder von CDU und CSU an
als auch Vereinigungen innerhalb der
Parteien, die den Kurs Merkels seit eini-
ger Zeit kritisieren und eine Rückbesin-
nung auf eine traditionelle Politik der
Union wünschen. Dazu zählt der „Berli-
ner Kreis“, dem neben dem früheren hes-
sischen Staatsminister Christean Wag-
ner auch mehrere Bundestagsabgeordne-
te angehören, darunter die Abgeordne-

ten Pantel, Bellmann, Vaatz und Willsch
und die früheren Abgeordneten Bos-
bach und Uhl. Die „Initiative Freiheit-
lich-Konservativer Aufbruch“ agiert in
mehreren Ländern, ihr gehören überwie-
gend Landes- oder Regionalpolitiker an.
Aus Sachsen ist eine Initiative „Kurs-
wechsel CDU“ dabei. Insgesamt sind es
nach eigenen Angaben mehrere tausend
Mitglieder. Mit Engagement hatte die In-
itiative eine Neuauflage der großen Ko-
alition verhindern wollen. Sie hatte im
Februar die Delegierten des CDU-Partei-
tages aufgefordert, den Koalitionsver-
trag abzulehnen. Allerdings mit minima-
lem Erfolg. Der Vorsitzende des Ver-
eins, Alexander Mitsch, vertritt die Auf-
fassung, Merkel habe in der Koalition
selbst keine Mehrheit und sei nur mit
Stimmen von den Grünen zur Kanzlerin
gewählt worden. Mitsch plant Großes
für seine Bewegung. Er sei überzeugt da-
von, schrieb er vor vier Monaten, dass
sie sich etablieren werde und in zwei Jah-
ren „wesentlichen Einfluss auf die politi-
schen Inhalte und Personalentschei-
dung ausübt“. (Kommentar Seite 10.)

Zur Person

Anders als in der Ausgabe vom 3. April
berichtet ist die „Wiedergewinnung der
Heimat“ nicht aus der Satzung der Sude-
tendeutschen Landsmannschaft gestri-
chen worden. Der entsprechende Be-
schluss der Mitgliederversammlung aus
dem Jahr 2016 ist vom Landgericht Mün-
chen für nichtig erklärt worden. (F.A.Z.)
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Richtigstellung

Konservative gegen Merkel
„Werteunion“ fordert Rückzug der CDU-Vorsitzenden
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